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Stand: 28.08.2025 

 

VERBANDSGEMEINDE LAMBSHEIM-HESSHEIM 

1. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANS 2035 

FRÜHZEITIGE ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG SOWIE ANHÖRUNG  

DER NACHBARGEMEINDEN, DER BEHÖRDEN UND DER SONSTIGEN TRÄGER ÖF-
FENTLICHER BELANGE 

 

 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 

Die Verbandsgemeindeverwaltung hat in der Zeit von 06.01.2025 bis 07.02.2025 zum Entwurf 
der 1. Änderung des Flächennutzungsplans 2035 die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung ge-
mäß § 3 Abs. 1 BauGB durchgeführt.  

Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung ging keine Stellungnahme ein. 

 

Frühzeitige Beteiligung der Nachbargemeinden sowie der Behörden und Träger öffent-
licher Belange 

Mit Schreiben vom 19.12.2024 wurde den Nachbargemeinden sowie den Behörden und den 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB der Entwurf der 1. Änderung 
des Flächennutzungsplans 2035 mit der Bitte um Stellungnahme zugesandt.  

 

Folgende Nachbargemeinden, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben mit-
geteilt, dass keine Anregungen und Bedenken bestehen: 

 

• Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis, mit Schreiben vom 05.02.2025 

• Stadt Worms, mit Schreiben vom 02.01.2025 

• Stadt Frankenthal, mit Schreiben vom 23.01.2025 

• Untere Naturschutzbehörde, mit Schreiben vom 04.02.2025 

• Wasser- und Bodenverband zur Beregnung der Vorderpfalz, mit Schreiben vom 
20.12.2025 

• Deutscher Wetterdienst, mit Schreiben vom 20.01.2025 

• Dienstleistungszentrum ländlicher Raum Rheinpfalz, mit Schreiben vom 06.01.2025 

• Gewässerzweckverband Isenach-Eckbach, mit Schreiben vom 19.12.2025 

• Pfalzgas GmbH, mit Schreiben vom 06.01.2025 

• Pfalzwerke Netz AG, mit Schreiben vom 05.02.2025 

• Stadtwerke Frankenthal, mit Schreiben vom 16.01.2025 

• Verbandsgemeindewerke Lambsheim-Heßheim, mit Schreiben vom 19.12.2025 

• Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH, mit Schreiben vom 30.01.2025 

• Vulcan Energie Ressourcen GmbH, mit Schreiben vom 19.12.2025 

• Deutsche Telekom Technik GmbH, mit Schreiben vom 29.01.2025 

• Creos Deutschland GmbH, mit Schreiben vom 07.01.2025 
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Folgende Nachbargemeinden, Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben Stel-
lung zum Entwurf der Flächennutzungsplanänderung genommen: 

 

Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Boden-
schutz 

Schreiben vom 05.02.2025 Bewertung der Stellungnahme 

In Bezug auf die o.g. Änderung des Flächennutzungs-
planes (Umwandlung einer gewerblichen Fläche eines 
ehemaligen Speditionsbetriebes (westlicher Bereich), in 
ein Wohngebiet) verweise ich in wasser- und abfallwirt-
schaftlicher Hinsicht sowie aus Sicht des Bodenschutzes 
auf meine Stellungnahme 292-Bebpl-24 vom 05.02.2025 
zum Bebauungsplanentwurf „Kleinniedesheimer 
Straße“. 

Diese gilt hier analog und ist bei den weiteren Planungen 
auch in Bezug zur 1. Änderung des Flächennutzungs-
planes 2035 in Großniedesheim zu beachten. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es 
wird auf die unten stehende Bewertung der  Stellung-
nahme 292-Bebpl-24 vom 05.02.2025 zum Bebau-
ungsplanentwurf „Kleinniedesheimer Straße“ verwie-
sen. 

Auf die erforderlichen und noch vorzulegenden Gutach-
ten, in wasserwirtschaftlicher und bodenschutzrechtli-
cher Hinsicht um eine Bewertung abgeben zu können, 
wird hingewiesen. 

Zum Bebauungsplan wurde zwischenzeitlich eine ori-
entierende Untersuchung vorgelegt. Ergebnis ist, 
dass sich der Altlastenverdacht für nicht erhärtet hat. 
Die in kleinen Restbereichen vorhandenen Bodenbe-
lastungen stehen der Änderung des Flächennut-
zungsplans nicht entgegen.  

Die in wasserwirtschaftlicher Hinsicht erforderliche 
Gutachten wurden zwischenzeitlich erstellt und wer-
den zur Offenlage des Bebauungsplans vorgelegt. 
Eine Erstellung der Unterlagen bis zur Offenlage der 
Flächennutzungsplan-Änderung wird demgegenüber 
nicht für erforderlich erachtet, da keine Hinweise da-
rauf bestehen, dass entwässerungstechnische Be-
lange der Planung so grundlegend entgegen stehen 
könnten, dass die Entwicklung der geplanten Bauflä-
che grundsätzlich verworfen werden müsste. 

Stellungnahme 292-Bebpl-24 vom 05.02.2025 zum Be-
bauungsplanentwurf „Kleinniedesheimer Straße“ 

 

1. Versorgung/Trinkwasser 

Die Versorgung mit Trinkwasser in ausreichender Quan-
tität und Qualität sowie den erforderlichen Druckverhält-
nissen (Brandfall), ist durch Anschluss an die öffentliche  
Wasserversorgungsanlage sicherzustellen. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

2. Schmutzwasser 

Das Schmutzwasser ist leitungsgebunden zu entsorgen 
und einer den R. d. T. entsprechenden Abwasserbe-
handlung (Kläranlage) zuzuführen. 

In Bezug auf das der Schmutzwasserabführung die-
nende System (Kanäle, Pumpwerke) gehe ich davon 
aus, dass auch unter Berücksichtigung einer regelmäßi-
gen (alle 5 - 10 Jahre) Erfolgskontrolle nach DWA-A 100, 
dass durch die abwasserbeseitigungspflichtige Gebiets-
körperschaft unter Berücksichtigung der Vorgaben nach 
DWA-A 118 überprüft wurde, dass das System den An-
forderungen genügt und betrieben wird. 

Von einer gemäß SÜVOA erforderlichen wiederkehren-
den Überprüfung des ordnungsgemäßen Zustandes der 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie 
bezieht sich jedoch nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans. Sie ist vielmehr 
im Rahmen der zeitlich und sachlich nachfolgenden 
Hochbauplanung zu beachten. 
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Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Boden-
schutz 

Schreiben vom 05.02.2025 Bewertung der Stellungnahme 

Abwasserkanäle und -leitungen nebst Durchführung der 
Sanierung bei Schadhaftigkeit wird ausgegangen. 

3. Niederschlagswasserbewirtschaftung /Sturzflut-
gefährdung 

Die Vermeidung, Verminderung oder Verzögerung der 
Niederschlagswasserabflüsse hat eine hohe wasserwirt-
schaftliche Bedeutung. Übergeordnetes Ziel bei der Pla-
nung der Niederschlagswasserentwässerung sollte sein, 
die Wasserbilanz als Jahresdurchschnittswert zu erhal-
ten und Spitzenabflüsse zu dämpfen, um die Eingriffe 
auf den natürlichen Wasserhaushalt zu minimieren. 

Die konsequente Verfolgung der Zielvorgabe „Erhalt des 
lokalen Wasserhaushalts“ bedeutet für Entwässerungs-
konzepte vor allem den möglichst weitgehenden Erhalt 
von Vegetation (Verdunstung) und Flächendurchlässig-
keit (Verdunstung, Versickerung, Grundwasserneubil-
dung). Damit kann der oberflächige Abfluss gegenüber 
ableitungsbetonten Entwässerungskonzepten (deutlich) 
reduziert und an den unbebauten Zustand angenähert 
werden. 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie 
bezieht sich jedoch nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans. Sie ist vielmehr 
von der Ortsgemeinde Großniedesheim im Rahmen 
der Aufstellung des Bebauungsplans „Kleinniedes-
heimer Straße“ zu beachten. 

In den Textlichen Festsetzungen werden unter Punkt 7 
zwar Aussagen getroffen das „Dachflächen bis 10° Nei-
gung mit einer mindestens 8 cm mächtigen, Vegetation 
tragendem Boden-/Substratschicht mit standortgerech-
ten Gräsern oder standortgerechten Stauden oder Se-
dumsprossen zu begrünen sind…“ Aber unter B (Bau-
ordnungsrechtliche Festsetzungen) zur äußeren Gestal-
tung baulicher Anlagen geht unter 10.1. hervor, „dass 
auch geneigte Dächer bis zu 40° Neigung zur Ausfüh-
rung kommen können“.  

Wenn das hohe Maß an Flexibilität bei der Ausgestal-
tung der Gebäude die Möglichkeit bietet auf Gründächer 
zu verzichten, so ist dies wasserwirtschaftlich nicht ziel-
führend. Die gleiche Problematik wird bei Dachaufbau-
ten gesehen. Insofern ist hier nachzubessern. Auf die Er-
stellung der Wasserhaushaltsbilanz wird hingewiesen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie 
bezieht sich jedoch nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans. Sie ist vielmehr 
von der Ortsgemeinde Großniedesheim im Rahmen 
der Aufstellung des Bebauungsplans „Kleinniedes-
heimer Straße“ zu beachten. 

Für das Plangebiet ist eine Wasserhaushaltsbilanz auf-
zustellen und mir spätestens zur Beteiligung nach § 4 
Abs. 2 zur Beurteilung vorzulegen. 

Dazu einhergehend ist ein Konzept zur Niederschlags-
wasserbewirtschaftung aufzustellen und mit mir abzu-
stimmen (wasserrechtliches Erlaubnisverfahren).  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie 
bezieht sich jedoch nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans. Sie ist vielmehr 
von der Ortsgemeinde Großniedesheim im Rahmen 
der Aufstellung des Bebauungsplans „Kleinniedes-
heimer Straße“ zu beachten. 

Auf die Betroffenheit des Plangebietes durch Sturzfluten 
wie ein außergewöhnliches Starkregenereignis wurde in 
der Begründung zum Bebauungsplanentwurf hingewie-
sen. Diese Betroffenheit verstärkt sich noch bei extre-
men Starkregenereignissen. 

Es wird insbesondere auf die Gefährdung des Plange-
bietes bei Sturzfluten von außerhalb des Plangebietes 
wobei das anfallende Oberflächenwasser bei entspre-
chenden Ereignissen in das Plangebiet gelangen kön-
nen, hingewiesen. Zur Verdeutlichung erhalten Sie im 
Anhang einen Auszug mit Darstellung eines 

Der Verbandsgemeinde sind die Starkregen- bzw. 
Hochwasserrisiken bewusst. Es ist jedoch nur eine 
punktuelle Betroffenheit in geringem Maß gegeben. 
Insofern kann davon ausgegangen werden, dass die 
Starkregengefährdung im Rahmen der Aufstellung 
des Bebauungsplans „Kleinniedesheimer Straße“ 
durch die Ortsgemeinde Großniedesheim in ausrei-
chendem Umfang bewältigt werden kann. Die 
Starkregengefährdung steht der Änderung des Flä-
chennutzungsplans nicht entgegen.  
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Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Boden-
schutz 

Schreiben vom 05.02.2025 Bewertung der Stellungnahme 

außergewöhnlichen Starkregenereignisses für die weite-
ren Planungen zu Ihrer Verfügung. 

Es ist nie ganz auszuschließen, dass das Wasser nach 
einem Starkregenereignis sich in der Straße oder dem 
Gelände staut bzw. nicht schnell und ungehindert genug 
abfließen oder versickern kann. Sofern keine entspre-
chenden Vorkehrungen getroffen werden, drohen Ge-
bäuden, die in den betreffenden Bereichen liegen, Schä-
den durch eindringendes Wasser. 

Sowohl für die vorgesehene Bebauung im Plangebiet als 
auch für Dritte (z.B. Nachbargrundstücke, Nachbarbe-
bauungen etc.) dürfen keine Gefahren entstehen; diese 
dürfen nicht geschädigt werden. 

Die Sturzflutgefährdung ist im noch aufzustellenden Nie-
derschlagswasserbewirtschaftungskonzept mit zu be-
rücksichtigen!  

 

4. Bodenschutz 

Im Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplanentwurfs 
befindet sich der Altstandort Ehem. Spedition Hofmann 
Reg. Nr. 338 06 009 – 0001/000 – 00. 

Den Angaben zu entnehmen wird zur Prüfung der bo-
denschutzrechtlichen Relevanz des Altstandortes eine 
orientierende Untersuchung durchgeführt. 

Das erstellte Bodengutachten ist uns dann vorzulegen, 
damit wir uns aus Sicht des Bodenschutzes dazu noch 
äußern können. 

Zum Bebauungsplan wurde zwischenzeitlich eine ori-
entierende Untersuchung vorgelegt. Ergebnis ist, 
dass sich der Altlastenverdacht für nicht erhärtet hat. 
Die in kleinen Restbereichen vorhandenen Bodenbe-
lastungen stehen der Änderung des Flächennut-
zungsplans nicht entgegen.  

 

5. Auffüllungen 

n Bezug auf Geländeauffüllungen im Rahmen von Er-
schließungen gilt folgendes: 

• beim Auf- und Einbringen von Materialien in die 
durchwurzelbare Bodenschicht sowie deren Herstel-
lung und beim Auf- und Einbringen von Materialien 
unterhalb und außerhalb der durchwurzelbaren Bo-
denschicht die Bundes-Bodenschutz- und Altlasten-
verordnung (neue Fassung) 

beim Verwerten von mineralischen Ersatzbaustoffen in 
technischen Bauwerken die Ersatzbaustoffverordnung.  

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie 
bezieht sich jedoch nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans. Sie ist vielmehr 
von der Ortsgemeinde Großniedesheim im Rahmen 
der Aufstellung des Bebauungsplans „Kleinniedes-
heimer Straße“ zu beachten. 

6. Abbruchmaterialien 

Anfallendes Abbruchmaterial ist ordnungsgemäß und 
schadlos zu entsorgen. Schadstoffhaltige Bauabfälle 
sind dabei von verwertbaren Stoffen getrennt voneinan-
der zu halten. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie 
bezieht sich jedoch nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans. Sie ist vielmehr 
im Rahmen der zeitlich und sachlich nachfolgenden 
Umsetzung von Baumaßnahmen zu beachten. 

7. Wasserschutzgebiet 

Das Gebiet befindet sich zu einem kleinen Teil in der 
Zone III des Wasserschutzgebietes Großniedesheim zu-
gunsten der Stadtwerke Frankenthal (festgesetzt im 
Staatsanzeiger Nr. 32 vom 02.09.2002, AZ.: 566-311-
Lu-Heßh./1).  

Im Bereich des Wasserschutzgebietes sind alle die Was-
serversorgung gefährdenden Handlungen untersagt. 
Die Zone III soll den Schutz vor weitreichenden 

Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplan-Än-
derung umfasst -im Gegensatz zum größeren Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans „Kleinniedeshei-
mer Straße“ der OG Großniedesheim - lediglich das 
bereits baulich genutzte Gelände eines früheren Spe-
ditionsbetriebs. Der Geltungsbereich der Flächennut-
zungsplan-Änderung befindet sich außerhalb des 
Wasserschutzgebiets.  
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Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Boden-
schutz 

Schreiben vom 05.02.2025 Bewertung der Stellungnahme 

Beeinträchtigungen, insbesondere vor nicht oder schwer 
abbaubaren chemischen und vor radioaktiven Verunrei-
nigungen gewährleisten. 

Die Ver- und Gebote der o.g. Rechtsverordnung sowie 
das Merkblatt „Bauarbeiten im Wasserschutzgebiet“ 
(siehe Anlage) ist zu beachten. 

Das Niederbringen von Bohrungen, z.B. für Erdwärme-
sonden, bedarf einer gesonderten wasserrechtlichen 
Prüfung. 

Das Wasserdargebot im Bereich des zuständigen Was-

serversorgungsunternehmens (Stadtwerke Frankenthal) 
ist ausreichend, um die Trinkwasserversorgung der ge-
planten Maßnahme sicherzustellen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Ver- und Entsorgung hat durch die öffentliche Was-
serversorgung bzw. Entsorgung zu erfolgen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

8. Temporäre Grundwasserabsenkung 

Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingrif-
fes in den Untergrund mit Grundwasserfreilegungen 
(Temporäre Grundwasserhaltung) gerechnet werden 
muss, bedürfen gem. § 8 ff Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) der Erlaubnis, welche rechtzeitig vor Beginn der 
Maßnahme bei der zuständigen Unteren Wasserbe-
hörde der Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis mit ent-
sprechenden Planunterlagen und unter Berücksichti-
gung der ggf. bodenschutzrechtlichen Belange zu bean-
tragen ist. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie 
bezieht sich jedoch nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans. Sie ist vielmehr 
im Rahmen der zeitlich und sachlich nachfolgenden 
Umsetzung konkreter Bauvorhaben zu beachten. 

9. Überschwemmungsgebiete 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplangebietes sind 
nach den mir vorliegenden Informationen keine Über-
schwemmungsgebiete betroffen oder tangiert. Auch 
nach den aktuellen Hochwassergefahrenkarten besteht 
keine Betroffenheit. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

10. Grundwasser 

Aufgrund der insbesondere in extremen Zeiten mögli-
chen höheren Grundwasserverhältnisse wird empfohlen 
auf Unterkellerungen zu verzichten; sollten diese den-
noch vorgesehen sein, sollten mögliche Unterkellerun-
gen zum Schutz vor Vernässungen wasserdicht ausge-
bildet werden. 

Eine Grundwasserabsenkung und Grundwasserablei-
tung ist wasserwirtschaftlich nicht vertretbar. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie 
bezieht sich jedoch nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans. Sie ist vielmehr 
im Rahmen der zeitlich und sachlich nachfolgenden 
Umsetzung konkreter Bauvorhaben zu beachten. 

11. Gewässer/ Weihergraben 

Zu dem östlich angrenzenden Weihergraben ist ein 10 m 
breiter Gewässerrandstreifen, wie vorgesehen (als ÖG 
1), von jeglicher Bebauung, jeglichen baulichen Anla-
gen, Einfriedungen, Einzäunungen, Auffüllungen etc. mit 
Ausnahme der Gewässerpflege dauerhaft freizuhalten.  

In der Begründung und in den Textlichen Festsetzungen 
zum Bebauungsplanentwurf wurde dies berücksichtigt, 
was aus wasserwirtschaftlicher Sicht ausdrücklich be-
grüßt wird. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Boden-
schutz 

Schreiben vom 05.02.2025 Bewertung der Stellungnahme 

12. Rad- und Fußwegeverbindung 

Maßnahmen innerhalb des 10 m Bereichs eines Gewäs-
sers dritter Ordnung bedürfen der Genehmigung nach § 
31 LWG bei der zuständigen Unteren Wasserbehörde 
der Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis. Das würde auch 
den evtl. Ausbau dieser o. g. Verbindung über das Ge-
wässer betreffen. 

Allerdings entnehme ich den Erläuterungen das eine 
„Durchbindung an die Straße „In den Moltersgärten“ be-
wusst nicht erfolgt, um Durchgangsverkehre…zu ver-
meiden.“ Daher wird nur eine Rad- und Fußwegeverbin-
dung bei Nutzung der bestehenden Querung des Wei-
hergrabens geplant. Zugleich wird damit der Neubau ei-
ner Brücke über den Weihergraben vermieden“. 

Auf den Seiten 45 (9.2.2) und 50 der Begründung zum 
Bebauungsplanentwurf steht noch die frühere Bezeich-
nung § 76 LWG. Es müsste siehe oben § 31 LWG lauten. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie 
bezieht sich jedoch nicht auf den Geltungsbereich der 
Flächennutzungsplan-Änderung. Sie ist vielmehr von 
der Ortsgemeinde Großniedesheim im Rahmen der 
Aufstellung des Bebauungsplans „Kleinniedesheimer 
Straße“ zu beachten. 

Fazit 

Die oben genannten Punkte 1-12 dieser Stellungnahme 
sind bei den weiteren Planungen unbedingt zu berück-
sichtigen. 

Für das Plangebiet ist ein Konzept zur Niederschlags-
wasserbewirtschaftung inklusive Wasserhaushaltsbilanz 
unter Berücksichtigung der Sturzflutgefahrenkarten und 
des Bodenschutzes (Pkt.4) aufzustellen, spätestens zur 
Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB vorzulegen und mit 
der SGD Süd, Regionalstelle WAB in Neustadt/ Wein-
straße abzustimmen. 

Es ist für das Plangebiet ein eigenständiges wasser-
rechtliches Erlaubnisverfahren durchzuführen. 

Das allumfassende Konzept (nicht das Konzept des ein-
zelnen Bauherrn) und unsere Zustimmung zur Nieder-
schlagswasserbewirtschaftung inklusive Wasserhaus-
haltsbilanz und Sturzflutgefährdung ist Grundvorausset-
zung für die Zustimmung aus wasserwirtschaftlicher 
Sicht zum Bebauungsplanentwurf der OG Großniedes-
heim „Kleinniedesheimer Straße“.  

Aus Sicht des Bodenschutzes verweise ich zudem auf 
das vorzulegende Gutachten zur orientierenden Unter-
suchung des o.g. Altstandortes (Pkt.4), damit die Bewer-
tung hierzu erfolgen kann. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie 
bezieht sich jedoch überwiegend nicht auf mögliche 
Regelungsinhalte eines Flächennutzungsplans. Sie 
ist vielmehr von der Ortsgemeinde Großniedesheim 
im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans 
„Kleinniedesheimer Straße“ zu beachten. 

Im weiteren Bauleitplanverfahren bin ich erneut zu betei-
ligen. 

Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regi-
onalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Boden-
schutz wird im weiteren Verfahren beteiligt. 

Beschluss: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Änderung des Entwurfs zur 1. Änderung des Flächen-
nutzungsplans 2035 wird nicht erforderlich. 
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Landesbetrieb Mobilität Speyer 

Schreiben vom 24.01.2025 Bewertung der Stellungnahme 

An der L 456 ist seitens des Landesbetriebes Mobilität 
Speyer zwischen Heuchelheim, Großniedesheim und 
Kleinniedesheim der Bau eines Rad- und Gehweges ein-
schließlich Überquerungshilfen beabsichtigt. Das ent-
sprechende Verfahren ist rechtskräftig und es besteht 
Veränderungssperre. Diese Planung ist im Bebauungs-
plan zu berücksichtigen. Insbesondere ist die benötigte 
ausreichende Fläche sicherzustellen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie 
bezieht sich jedoch nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans. 

Im Übrigen ist die Planung des Landesbetriebes Mo-
bilität Speyer zum Bau eines Rad- und Gehweges 
einschließlich Überquerungshilfen zwischen Heu-
chelheim, Großniedesheim und Kleinniedesheim bei 
der Erstellung des Bebauungsplanentwurfs „Kleinnie-
desheimer Straße“ durch die Ortsgemeinde Großnie-
desheim bereits berücksichtigt. 

Grundsätzlich ist außerdem im weiteren Verfahren fol-
gendes zu beachten: 

Im Hinblick auf die Landesstraße weisen wir darauf hin, 
dass die Ortsgemeinde Großniedesheim durch entspre-
chende Festsetzungen in der folgenden Planurkunde 
bzw. in den textlichen Festsetzungen zum folgenden 
Bauleitplan den Erfordernissen des § 1 Abs. 6 Nr. 1 und 
7 i.V.m. § 9  Abs. 1 Nr. 24 BauGB zum Schutz vor schäd-
lichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmis-
sionsschutzgesetzes sowie zum Schutz vor solchen Ein-
wirkungen oder zur Vermeidung bzw. Minderung solcher 
Einwirkungen, für die zu treffenden baulichen und sons-
tigen technischen Vorkehrungen im Innen- und Außen-
wohnbereich in ausreichendem Maß Rechnung zu tra-
gen hat. 

Die hierzu erforderlichen Nachweise sind durch die Trä-
gerin der Bauleitplanung in eigener Verantwortung zu er-
bringen. Sie trägt die Gewähr für die Richtigkeit der 
schalltechnischen Beurteilung. 

Die Gemeinde hat mit der Festsetzung bzw. Durchfüh-
rung der infolge der Bauleitplanung erforderlichen Lärm-
schutzmaßnahmen auch sicherzustellen, dass der Stra-
ßenbaulastträger bei einem künftigen Neubau oder der 
wesentlichen Änderung der L 456 nur insoweit Lärm-
schutzmaßnahmen zu betreiben hat, als diese über das 
hinausgehen, was die Gemeinde im Zusammenhang mit 
der Bauleitplanung bereits hätte regeln müssen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie 
bezieht sich jedoch nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans. Vielmehr ist die 
Stellungnahme durch die Ortsgemeinde Großniedes-
heim bei der Erstellung des Bebauungsplanentwurfs 
„Kleinniedesheimer Straße“ zu berücksichtigen. 

 

Diese Stellungnahme bezieht sich ausdrücklich nur auf 
das übergeordnete klassifizierte Straßennetz. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Beschluss: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Änderung des Entwurfs zur 1. Änderung des Flächen-
nutzungsplans 2035 wird nicht erforderlich. 

Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz 

Schreiben vom 28.01.2025 Bewertung der Stellungnahme 

Bergbau / Altbergbau: 

Die Prüfung der hier vorhandenen Unterlagen ergab, 
dass im Geltungsbereich der 1. Änderung des Flächen-
nutzungsplans 2035 der Verbandsgemeinde Lambs-
heim-Heßheim kein Altbergbau dokumentiert ist und ak-
tuell kein Bergbau unter Bergaufsicht erfolgt. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz 

Schreiben vom 28.01.2025 Bewertung der Stellungnahme 

Wir weisen darauf hin, dass sich das in Rede stehende 
Gebiet teilweise innerhalb der Aufsuchungserlaubnis für 
Erdwärme und Lithium "Worms-Silbersee" befindet. 

Inhaberin der Berechtigung ist die Firma Zukunft Geo-
wärme GmbH, Tizianstraße 96 in 80638 München. 

Da wir keine Kenntnisse über eventuelle Planungen der 
Inhaberin haben, empfehlen wir Ihnen, sich mit der 
Firma Zukunft Geowärme GmbH in Verbindung zu set-
zen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die Aufsuchungserlaubnis steht der Ausweisung der 
geplanten Baufläche nicht entgegen. 

Boden und Baugrund 

Allgemein: 

Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die 
einschlägigen Regelwerke (u.a. DIN 4020, DIN EN 
1997-1 und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen. Für Neu-
bauvorhaben oder größere An- und Umbauten (insbe-
sondere mit Laständerungen) werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen empfohlen. 

Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 
19731 und der DIN 18915 zu berücksichtigen. 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie 
bezieht sich jedoch nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans. 

Bei Eingriffen in den Baugrund sind die einschlägigen 
Regelwerke und DIN-Normen auch unabhängig von 
den Festsetzungen eines Bauleitplans zu beachten. 
Gleiches gilt für die Notwendigkeit einer objektbezo-
genen Baugrunduntersuchung.  

mineralische Rohstoffe: 

Sofern es durch evtl. erforderliche landespflegerische 
Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbe-
reiches des Bebauungsplanes zu keinerlei Überschnei-
dungen mit den im Einheitlichen Regionalplan Rhein-
Neckar ausgewiesenen Rohstoffsicherungsflächen 
kommt, bestehen aus der Sicht der Rohstoffsicherung 
gegen das geplante Vorhaben keine Einwände. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie 
bezieht sich jedoch nicht auf mögliche Regelungsin-
halte eines Flächennutzungsplans. 

Die Festlegung der erforderlichen naturschutzrechtli-
chen Ausgleichsflächen erfolgt durch die Ortsge-
meinde Großniedesheim im Rahmen der Aufstellung 
des Bebauungsplans „Kleinniedesheimer Straße“ 

Geologiedatengesetz (GeolDG) 

Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung ei-
ner Bohrung bzw. geologischen Untersuchung spätes-
tens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landes-
amt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) 
anzuzeigen. Für die Anzeige sowie die spätere Übermitt-
lung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht das 
Online-Portal Anzeige geologischer Untersuchungen 
und Bohrungen Rheinland-Pfalz unter https://geoldg.lgb-
rlp.de zur Verfügung. 

Das LGB bittet um die Aufnahme einer Nebenbestim-
mung in Ihrem Bescheid, damit die Übermittlungspflicht 
dem Antragsteller bzw. seinen Beauftragten (z. B. Inge-
nieurbüro, Bohrfirma) obliegt. 

Weitere Informationen zum Geologiedatengesetz finden 
Sie auf den LGB Internetseiten sowie im Fragenkatalog 
unter https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedaten-
gesetz/faq-geoldg.html 

 

Die einschlägigen gesetzlichen Regelungen des Ge-
ologiedatengesetzes sind auch unabhängig von den 
Regelungen eines Bauleitplans zu beachten. Da die 
Bodenuntersuchungen zur Bestimmung der Versi-
ckerungsfähigkeit voraussichtlich parallel zum Be-
bauungsplanverfahren durchgeführt werden, er-
scheint ein Hinweis im Bebauungsplan auf die Pflicht 
zur vorherigen Anzeige nicht mehr zweckmäßig. 
Dessen ungeachtet ist zu erwarten, dass dem beauf-
tragten Gutachter die einschlägigen gesetzlichen Re-
gelungen sowie das Online-Portal zur Übermittlung 
der Untersuchungsergebnisse bekannt sind. 

Beschluss: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Änderung des Entwurfs zur 1. Änderung des Flächen-
nutzungsplans 2035 wird nicht erforderlich. 

https://geoldg.lgb-rlp.de/
https://geoldg.lgb-rlp.de/

